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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Parlamentsorganisation

Die Fläche des Bundesplatzes müsste mit Bäumen bepflanzt werden, um den Bedarf
des Parlaments an Papier für ein Jahr zu decken. Zehn Millionen Blatt Papier seien 2016
laut Ratsbüro für Parlament und Parlamentsdienste gebraucht worden, was Kosten von
CHF 5'000 pro Ratsmitglied entspreche. Damit müsse Schluss sein, forderte Sebastian
Frehner (svp, BS) in seiner Motion für einen digitalen Ratsbetrieb. Das Parlament müsse
bis Ende 2019 papierlos werden. Die Digitalisierung sei so weit fortgeschritten, dass
dies möglich sei; einzig das Extranet müsse noch benutzerfreundlicher werden. 
Das Büro-NR empfahl in seiner Stellungnahme die Motion zur Annahme. Nicht nur aus
Gründen der Nachhaltigkeit, sondern auch um die Arbeit der Parlamentarierinnen und
Parlamentarier zu erleichtern, unterstütze es das Anliegen. Es verwies zudem auf das
Büro-SR, das bereits beschlossen hatte, die Unterlagen für die Frühjahrssession 2018
versuchsweise elektronisch zu verteilen. Mit der Annahme der Motion würde der
Nationalrat entsprechend signalisieren, dass er dazu auch bereit wäre. Dieses Signal
wurde durch die stillschweigende Annahme der Motion schliesslich auch erteilt. 1

MOTION
DATUM: 16.03.2018
MARC BÜHLMANN

Das Büro-NR hatte bei seiner Zustimmung zur Idee eines papierlosen und digitalen
Ratsbetriebs, wie er mittels einer Motion von Sebastian Frehner (svp, BS) gefordert
wird, darauf hingewiesen, dass es dafür wohl keine Erlassänderung brauche, sondern
der Verwaltungsdelegation ein Mandat erteilt werden könne, mit dem die Mittel für den
digitalen Ratsbetrieb prioritär gesprochen werden könnten. Diese Idee nahm das Büro-
SR auf und änderte die Motion entsprechend ab: Die Verwaltungsdelegation soll den
Parlamentsdiensten einen Auftrag erteilen, worauf diese einen Umsetzungsplan mit
Fristen und Kosten vorlegen sollen. In seinem Bericht präsentierte das Büro-SR zudem
die Auswertung eines Versuchs im Ständerat, mit dem Beschlussgrundlagen für
Ratsgeschäfte (Fahnen, Kommissionsberichte- und anträge) in einem PDF-Dokument
zusammengestellt wurden. Auch wenn die Mehrheit der 20 antwortenden
Ständeratsmitglieder – deren 32 hatten am Versuch teilgenommen – diesen als nützlich
bezeichnete und ihm mehrheitlich gute Noten gab – immerhin waren auch neun
Ständerätinnen und -räte der Meinung, dass Papier nicht ersetzt werden könne –, habe
der Versuch gezeigt, dass es für die unterschiedlichen Arbeitsweisen nicht genüge,
lediglich Dokumente digitalisiert abzugeben. Für einen wirklich digitalisierten
Ratsbetrieb brauche es grundlegende Änderungen, die in der vom Motionär verlangten
Frist nicht umsetzbar seien. Die neue Formulierung der Motion erlaube eine
schrittweise Anpassung, die zumindest im Moment keine Kosten verursache und keine
Erlassänderungen nötig mache. Der Ständerat überwies die so veränderte und vom
Büro-SR einstimmig zur Annahme empfohlene Motion stillschweigend zurück an den
Nationalrat. 2

MOTION
DATUM: 27.09.2018
MARC BÜHLMANN

Das Büro-NR hiess die vom Büro-SR angebrachte Modifizierung der Motion Frehner
(svp, BS) für einen digitalen Ratsbetriebs mit 9 zu 3 Stimmen bei 1 Enthaltung gut und
empfahl entsprechend die Annahme des veränderten Vorstosses. Die von der Motion
verlangte Umsetzungsfrist sei in der Tat nicht realistisch und der lange Weg zum
papierlosen Ratsbetrieb müsse besser schrittweise gegangen werden. Der Auftrag an
die Verwaltungsdelegation sei deshalb zielführend. 
Dies sah eine Minderheit des Büros allerdings anders: Wie Thomas Aeschi (svp, ZG) für
ebendiese Minderheit im Rat argumentierte, sei das Problem, dass die
Verwaltungsdelegation immer mehr Kompetenzen erhalte. Dies sei auch deshalb
stossend, weil nicht immer alle Fraktionen in diesem Gremium vertreten seien. Die
Parlamentarische Informatik-Testgruppe (PIT) würde sich hier besser eignen. Damit
aber nicht der Eindruck entstehe, er sei gegen den papierlosen Ratsbetrieb, ziehe er
den Minderheitsantrag zurück. Der Sprecher des Büros, Balthasar Glättli (gp, ZH), wies
darauf hin, dass die Verwaltungsdelegation wohl auch die PIT beiziehen werde. Mit der
Annahme der Motion könne die Digitalisierung des Ratsbetriebs vorangetrieben
werden. Dies sah auch die Ratsmehrheit so, die die modifizierte Motion mit 130 zu 44
Stimmen bei 6 Enthaltungen annahm. 43 der ablehnenden Stimmen stammten aus der
SVP-Fraktion, begleitet von Albert Vitali (fdp, LU) von der FDP-Fraktion. 3

MOTION
DATUM: 03.12.2018
MARC BÜHLMANN
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Aussenpolitik

Aussenpolitik

Ständerat Carlo Sommaruga (sp, GE) reichte im September 2022 eine Motion ein, mit
der er eine schrittweise Erhöhung des Beitrags der Schweiz an die internationale
Zusammenarbeit und die internationale Finanzierung der Bekämpfung des
Klimawandels forderte. Die Ausgaben dafür sollten bis 2030 mindestens ein Prozent
des Schweizer BIP ausmachen. Er argumentierte, dass die Krisen der vergangenen Jahre
einen erhöhten Finanzierungsbedarf zur Erreichung der Ziele für nachhaltige
Entwicklung der UNO (SDG) und der Ziele des Klimaübereinkommens von Paris nach
sich gezogen hätten. Zudem existiere ein nachgewiesener Zusammenhang zwischen
Klimarisiken, Ernährungsunsicherheit und politischer Instabilität, weshalb Investitionen
in die internationale Zusammenarbeit, die Friedensförderung und in den Kampf gegen
den Klimawandel einen Beitrag zur weltweiten Sicherheit und Stabilität leisteten. Der
Motionär erinnerte den Bundesrat in seiner Begründung daran, dass dieser bestätigt
habe, sich im UNO-Sicherheitsrat für die Klimasicherheit einzusetzen. Ständerat
Sommaruga bemängelte zudem, dass die Finanzierung für die geplante Einhaltung der
SDGs und des Pariser Klimaübereinkommens noch nicht in ausreichendem Masse
bereitgestellt worden sei. 
Der Bundesrat gab in seiner Stellungnahme zu verstehen, dass er sich der steigenden
Bedürfnisse in der IZA und im Bereich der internationalen Klimafinanzierung bewusst
sei. Die Regierung halte es aber aufgrund der negativen Perspektiven des
Bundeshaushaltes und der absehbaren Defizite in den kommenden Jahren für
unrealistisch, ein dermassen hohes Finanzierungsziel für die nächsten acht Jahre
festzulegen. Daher beantragte er die Ablehnung der Motion. Man werde die
bestehenden Bedürfnisse im Rahmen der künftigen Finanzbeschlüsse der IZA abklären
und dem Parlament Anfang 2023 die Botschaft über die Strategie der internationalen
Zusammenarbeit 2025-2028 unterbreiten. Die Botschaft zu einem Verpflichtungskredit
über die globale Umwelt 2023-2026, welche eine Erhöhung der internationalen
Umweltfinanzierung vorsehe, liege bereits vor.

In der Wintersession 2022 beriet der Ständerat den Vorstoss. Motionär Sommaruga
wies auf den Zusammenhang zwischen der Klimakrise und verschiedenen nationalen
und globalen Sicherheitsrisiken hin, der von zahlreichen Experten und selbst von
Bundesrat Cassis bestätigt worden sei. Das Argument, die Motion sei finanziell nicht
umsetzbar, wollte er nicht gelten lassen. Erst kürzlich habe der Ständerat einer
schrittweisen Erhöhung der Armeeausgaben auf ein Prozent des BIP zugestimmt. Auch
seine Motion trage zum Ziel bei, die Sicherheit der Schweiz zu stärken. Bundesrat
Cassis beschwor die kleine Kammer, die Motion abzulehnen und stattdessen die
Finanzbeschlüsse für die IZA abzuwarten. Er hoffe, dass sich der Ständerat nach der
eben erst geführten Debatte über den Haushalt 2023 mit integriertem Aufgaben- und
Finanzplan 2024-2026 der trüben Perspektiven bewusst sei. 
Das schien tatsächlich der Fall zu sein, denn der Ständerat stimmte mit 26 zu 12
Stimmen gegen den Vorstoss und versenkte ihn damit. Nur aufseiten der Ratslinken
fand er Unterstützung. 4

MOTION
DATUM: 08.12.2022
AMANDO AMMANN

Wirtschaft

Wirtschaftspolitik

Konjunkturlage- und politik

Selon la députée Valentine Python (verts, VD), il est primordial de coupler les mesures
de relance de l'économie suisse, en période Covid-19, avec des incitations à
l'innovation durable. Pour être précis, elle souhaite que l'économie helvétique profite
de plans de relance actuels pour se projeter vers l'innovation durable, ce qui
permettrait de combiner des objectifs sociaux et environnementaux urgents. Une telle
orientation des mesures garantirait, à long-terme, des avantages concurrentiels et un
renforcement de la résilience des entreprises face aux catastrophes sanitaires ou
environnementales. 
Le Conseil fédéral a recommandé à la chambre du peuple de rejeter la motion. Il
considère que l'innovation durable est déjà soutenue par des politiques sectorielles,
ainsi que par les projets financés par Innosuisse. De plus, il ajoute que les mesures de
soutien à l'économie perdraient de leur efficacité si elles étaient couplées à des
thématiques spécifiques, comme l'innovation durable. 

MOTION
DATUM: 25.09.2020
GUILLAUME ZUMOFEN
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La motion a été rejetée tacitement par le Conseil national. 5

Etant donné les conséquences économiques de la crise du Covid-19 sur le tourisme
helvétique, Damien Cottier (plr, NE) recommande un programme d'impulsion pour
garantir la compétitivité de la Suisse sur ce marché hautement concurrentiel. Dans les
détails, il préconise l'utilisation d'instruments existants, comme la Nouvelle Politique
Régionale (NPR), Innotour, Suisse Tourisme ou les crédits hôteliers (SCH), et la mise en
avant de la numérisation et de la durabilité. 
Le Conseil fédéral a soutenu la motion. Au Conseil national, elle a été acceptée par 125
voix contre 49 et 10 abstentions, malgré l'opposition de l'UDC (5 voix dissidentes)
incarnée par la voix d'Andreas Glarner (udc, AG). La motion a été acceptée, à l'inverse
de la motion 21.3018 qui visait également la mise en place d'un programme d'impulsion
pour le tourisme. 6

MOTION
DATUM: 15.09.2021
GUILLAUME ZUMOFEN

Im Sommer 2022 behandelte der Ständerat als Zweitrat eine Motion Cottier (fdp, NE)
für ein schnelles und nachhaltiges Unterstützungsprogramm für den Schweizer
Tourismus zur Abfederung der Folgen der Corona-Pandemie. Mit seinem Vorstoss hatte
der Neuenburger Nationalrat gefordert, dass der Bundesrat im Rahmen der bereits
bestehenden Instrumente (z.B. Neue Regionalpolitik, Hotelkredit, Innotour oder
Schweiz Tourismus) dafür sorgt, dass durch ein Impuls- und Hilfsprogramm innovative
und nachhaltige Massnahmen zur Erhaltung der Wettbewerbsfähigkeit des Schweizer
Tourismus ermöglicht werden. Im Ständerat war das Anliegen unbestritten und wurde
stillschweigend angenommen. Wie Kommissionssprecher Hans Wicki (fdp, NW) erklärte,
soll der Tourismussektor dank der Motion Cottier künftige Entwicklungen antizipieren
und nötige Strukturanpassungen durchlaufen können. Die Beratungen in der WAK-SR
und im Ständerat fanden zusammen mit einer ähnlichen Motion Stöckli (sp, BE; Mo.
21.3743) statt, welche bei einer langfristigen Unterstützung der Tourismusbranche im
Rahmen von Innotour auf die Kernthemen Digitalisierung und Nachhaltigkeit
fokussieren wollte. 7

MOTION
DATUM: 14.06.2022
MARCO ACKERMANN

Strukturpolitik

Avec l'objectif de protéger les entreprises stratégiques helvétiques en développant une
politique industrielle, Corrado Pardini (ps, BE) a déposé une motion qui préconise la
création d'une entité de service public de contrôle des reprises et fusions
d'entreprises stratégiques. La motion pointe du doigt la perte de souveraineté, les
délocalisations, les licenciements massifs et les fermetures d'entreprises en citant
notamment ABB, Nestlé, Swiss Re, Saurer, Sulzer ou encore GE/Alstom. 
Le Conseil fédéral s'est opposé à la motion. Il a rappelé qu'il avait toujours refusé la
mise en place d'une politique industrielle rigide (Po. 11.3461). Néanmoins, il a précisé
qu'il était enclin à analyser l'impact des investissements étrangers sur les entreprises
helvétiques (Po. 18.3376). 
La motion a été classée car elle n'a pas été examinée dans le délai imparti.

MOTION
DATUM: 19.06.2020
GUILLAUME ZUMOFEN

Afin de garantir la mise en œuvre des normes de durabilité dans le cadre d'accords
commerciaux, Claudia Friedl (ps, SG) a déposé une motion qui charge le Conseil fédéral
de mettre en place des contrôles des durabilité en collaboration avec les pays de
l'AELE. 
Le Conseil fédéral s'est opposé à la motion estimant que la Suisse s'engageait déjà pour
le développement durable à l'échelle internationale, notamment dans le cadre des
principes directeurs de l'ONU. La motion a été rejetée par 103 voix contre 83 et 2
abstentions. Les voix de l'UDC (51 voix), du PLR (25 voix) et du groupe du Centre (27 voix)
ont fait pencher la balance. 8

MOTION
DATUM: 18.12.2020
GUILLAUME ZUMOFEN
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Michael Töngi (verts, LU) recommande l'implémentation d'un chapitre contraignant sur
le développement durable dans les futurs accords de libre-échange. 
Le Conseil fédéral s'est opposé à la motion. Il a indiqué que la Suisse s'engageait
activement à l'échelle internationale pour le développement durable. La motion a été
classée faute d'un examen dans un délai de deux années.

MOTION
DATUM: 18.12.2020
GUILLAUME ZUMOFEN

Selon Regula Rytz (verts, BE), bien que la thématique du climat soit présente dans la
stratégie touristique, elle n'est pas concrétisée par un champ d'action. La
parlementaire bernoise préconise donc, à travers une motion, la création d'un champ
d'action «protection du climat» dans la stratégie touristique helvétique. 
Le Conseil fédéral s'est opposé à la motion. Il a indiqué que le Département fédéral de
l'économie et de la recherche (DEFR) devait présenter un rapport, fin 2021, sur la mise
en œuvre et l'impact de la stratégie touristique. Ce rapport traitera notamment de la
durabilité et de la protection du climat. 
La motion a été classée car elle n'a pas été examinée dans un délai de deux années.

MOTION
DATUM: 18.06.2021
GUILLAUME ZUMOFEN

Die zuständige WAK-SR teilte im Frühling 2022 die Ansicht von Motionär Stöckli (sp, BE),
dass es bei vielversprechenden Projekten im Bereich der Nachhaltigkeit und
Digitalisierung im Tourismussektor an langfristigen Finanzierungsmöglichkeiten fehle.
Die derzeit geltende Regelung von Innotour erlaube nur Anschubfinanzierungen und
ermögliche keine ausreichende, langfristige Vernetzung zwischen den vielen – teilweise
kleinen – Akteuren. Die Kommission beantragte das Anliegen zusammen mit einer
Motion Cottier (fdp, NE; Mo. 21.3278), welche ein nachhaltiges
Unterstützungsprogramm für den Schweizer Tourismus forderte, deshalb zur Annahme.

In der Sommersession 2022 beriet der Ständerat sodann die beiden Motionen
zusammen. Während er die Motion Cottier, die auch vom Bundesrat unterstützt worden
war, stillschweigend guthiess, nahm er die Motion Stöckli mit 29 zu 4 Stimmen bei 5
Enthaltungen an. Kommissionssprecher Hans Wicki (fdp, NW) erläuterte erneut den
Standpunkt der Kommission, dass Projekte nur durch eine langfristige Finanzierung
auch nachhaltig sein könnten. Bei einer Anschubfinanzierung drohe, dass die
verwendeten Bundesgelder nicht effizient eingesetzt würden, falls das Projekt aufgrund
fehlender Mittel nicht weitergeführt werde. Wirtschaftsminister Guy Parmelin erklärte
hingegen, dass es nicht Aufgabe des Bundes sei, touristische Infrastrukturen auf die
lange Frist zu finanzieren. Er sah den Aspekt der Nachhaltigkeit darin, dass auch die
Akteure selber zum Erfolg beitragen müssten. Wenn ein Projektstart erfolgreich
verlaufe, könne zudem im Rahmen von Innotour eine Unterstützung für ein darauf
aufbauendes Projekt beantragt werden. Eine langfristige Finanzierung würde des
Weiteren dazu führen, dass nur einige wenige Projekte durchgeführt werden könnten
und viele andere Projekte das Nachsehen hätten, argumentierte Parmelin weiter.
Diesem Votum folgend und somit gegen die Ausschüttung neuer Subventionen im
Tourismusbereich stimmten schliesslich nur die drei SVP-Ständeräte Hansjörg Knecht
(AG), Werner Salzmann (BE) und Jakob Stark (TG) sowie der Parteilose Thomas Minder
(SH) gegen die Motion. Der Vorstoss ging damit an den Nationalrat. 9

MOTION
DATUM: 14.06.2022
MARCO ACKERMANN

Mit Stichentscheid ihres Präsidenten Leo Müller (mitte, LU) beantragte eine knappe
Mehrheit der WAK-NR ihrem Rat, die Motion Stöckli (sp, BE) zur Schaffung von
langfristigen Finanzierungsmöglichkeiten für Tourismusprojekte im Bereich der
Nachhaltigkeit und Digitalisierung anzunehmen. Wie Kommissionssprecher Markus
Ritter (mitte, SG) in der Herbstsession 2022 erläuterte, sei es sinnvoll, Projekte nicht
nur durch eine Anschubfinanzierung, sondern auf einer längerfristigen Basis zu
unterstützen. Zudem könne das vorliegende Anliegen zusammen mit dem vom
Bundesrat vorgeschlagenen Innovationsprogramm umgesetzt werden, ohne dass
zusätzliche Kosten entstünden. Das vom Bundesrat vorgebrachte Argument, dass die
Unterstützung bereits durch das bestehende Instrument der neuen Regionalpolitik
vorhanden sei, sei nur teilweise stichhaltig, da der Verwaltungsaufwand für derartige
Anträge viel höher sei. 
Eine Minderheit Burgherr (svp, AG) wollte keine langfristigen
Unterstützungsmassnahmen für den Tourismus beschliessen und bei den bestehenden
Instrumenten zur Anschubfinanzierung bleiben. Der Minderheitensprecher verwies
zudem darauf, dass andere Branchen die digitale Transformation ohne staatliche
Unterstützung durchlaufen würden und der Tourismussektor diesbezüglich bereits
bevorzugt werde. Auch Wirtschaftsminister Guy Parmelin warnte, dass es nicht die

MOTION
DATUM: 29.09.2022
MARCO ACKERMANN
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Aufgabe des Staates sein dürfe, Tourismusinfrastrukturen langfristig zu finanzieren. Der
Nationalrat überwies die Motion jedoch mit 94 zu 88 Stimmen bei 5 Enthaltungen an
den Bundesrat. Für Annahme der Motion stimmten die Fraktionen der SP, der Mitte, der
Grünen sowie einzelne Vertreterinnen und Vertreter der FDP.Liberalen- und der SVP-
Fraktion. Der Ansicht des Bundesrates folgten die geschlossen stimmende GLP-Fraktion
sowie die grossen Mehrheiten der SVP- und der FDP-Fraktion. 10

Wettbewerb

A travers une motion, la députée vaudoise Sophie Michaud Gigon (verts, VD) a mis en
lumière la tromperie du consommateur et le gaspillage des ressources lors de la vente
de sources lumineuses intégrées, donc non remplaçables. Pour contrer le problème,
elle préconise une meilleure information du consommateur à l'achat du produit. 
Le Conseil fédéral a reconnu la problématique et souligné les mesures prises par
l'Union européenne (UE). Néanmoins, il a recommandé le rejet de la motion car une
mesure législative serait disproportionnée selon les Sept Sages. Elle induirait des
sanctions ainsi qu'une charge administrative superflue. En outre, il a souligné que les
mesures européennes auraient des conséquences positives sur le consommateur
helvétique car la majorité des sources lumineuses vendues en Suisse sont produites
dans l'UE. 
Au final, la motion a été classée car elle n'a pas été examinée dans le délai de deux
années.

MOTION
DATUM: 17.12.2021
GUILLAUME ZUMOFEN

En s'appuyant sur le rapport «Optimiser la durée de vie et d'utilisation des produits» en
réponse au postulat 12.3777, Stefan Müller-Altermatt (centre, SO) demande au Conseil
fédéral d'obliger légalement les fabricants de produits de fournir en ligne les données
de conception des pièces de rechange. L'objectif est de favoriser la réparation des
produits défectueux afin d'alléger la charge environnementale et d'empêcher la
tromperie du consommateur. 
Le Conseil fédéral s'est opposé à la motion. S'il a précisé qu'il était favorable à
l'économie circulaire, il a indiqué que la motion n'était pas adéquate. Elle poserait des
problèmes liés à la propriété intellectuelle, serait inapplicable pour les producteurs
étrangers et semble incompatible avec la liberté économique.
La motion a été classée. La chambre du peuple ne l'a pas examiné dans un délai de
deux ans. A l'identique, la motion 19.4597, qui visait des objectifs similaires, a
également été classée, faute d'un examen dans le délai imparti.

MOTION
DATUM: 17.12.2021
GUILLAUME ZUMOFEN

Avec la même intention que la motion 19.4595, Prisca Birrer-Heimo (ps, LU) a demandé
au Conseil fédéral d'améliorer la réparabilité des produits, et également d'imposer
l'étiquetage du degré de réparabilité afin de renforcer la défense des consommateurs
et consommatrices. La motion s'appuie notamment sur le rapport au postulat 12.3777
sur l'optimisation de la durée de vie et d'utilisation des produits. Le Conseil fédéral a
précisé qu'il étudiait actuellement la réglementation européenne sur l'écoconception
afin de voir comment elle pouvait être transposée en Suisse afin de ne pas prétériter
les entreprises helvétiques. Par contre, il s'est opposé à la motion. Il estime que son
champ d'application est trop étendue, surtout en Suisse où la majorité des produits
sont importés. La motion serait donc inapplicable. 
La motion a été classée car elle n'a pas été examinée dans les délais.

MOTION
DATUM: 17.12.2021
GUILLAUME ZUMOFEN
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Wirtschaftsordnung

En novembre 2018, le rapport du Conseil fédéral «Commerce de l'or et violation des
droits de l'homme» suite au postulat Recordon (15.3877) a mis en lumière le rôle
prépondérant de la Suisse dans le commerce international de l'or et les implications qui
en découlent en termes de droits de l'homme et de durabilité. Afin de renforcer les
engagements de la Suisse, et notamment de garantir les conditions sociales et
environnementales liées à l'extraction d'or dans les pays en développement, Manuel
Tornare (ps, GE) a déposé une motion qui souhaite confier à la Commission
consultative de la coopération internationale la charge de mettre en place un dialogue
multipartite pour la durabilité du commerce de l'or.  Le Conseil fédéral s'est prononcé
en faveur d'un rejet de la motion. Il a estimé que la coopération actuelle avec la
Commission consultative, qui s'est notamment penchée sur le rapport susmentionné
en janvier 2019, remplissait déjà les objectifs du parlementaire genevois. 
La motion a été reprise par Claudia Friedl (ps, SG), puis retirée en mars 2020. 11

MOTION
DATUM: 12.03.2020
GUILLAUME ZUMOFEN

Pour lutter contre l'obsolescence programmée, protéger l'environnement et favoriser
le consommateur et la consommatrice, la députée Marianne Streiff-Feller (centre, BE)
souhaite étendre, dans le code des obligations (CO), le délai de garantie des biens non
périssables de deux à cinq années. 
La motion n'a pas été accueillie favorablement par le Conseil fédéral. D'un côté, il a
précisé que les pays limitrophes de la Suisse avaient un délai de deux années. Une
extension mettrait donc des bâtons dans les roues des producteurs helvétiques. D'un
autre côté, il a rappelé le rapport existant sur l'économie circulaire (Po. 17.3505) et les
travaux en cours sur l'obsolescence programmée (Po. 18.3248). 
La motion a été adoptée par la chambre du peuple par 100 voix contre 87 et 5
abstentions. L'assemblage des voix des Verts (28), du PS (38), des Vert'libéraux (15), du
groupe du Centre (18) et de l'UDC (1) a fait pencher la balance. 12

MOTION
DATUM: 30.09.2021
GUILLAUME ZUMOFEN

Geld, Währung und Kredit

Geld, Währung und Kredit

Fabian Molina (ps, ZH) a déposé une motion pour que le secteur de l'or en Suisse
remplisse son obligation de diligence en faveur de l'homme et de l'environnement. Le
Conseil fédéral s'est opposé à la motion. Il a précisé que les recommandations du
rapport sur le postulat 15.3877 étaient en cours d'examen. La motion a été classée,
faute d'être examinée dans un délai de deux années. 13

MOTION
DATUM: 18.12.2020
GUILLAUME ZUMOFEN

Finanzmarkt

Selon Leo Müller (pdc, LU), la conversion vers une économie durable passe
principalement vers des investissements durables qui se profilent comme l'un des
principaux leviers de cette transformation. Alors que la Suisse se positionne déjà sur le
marché prometteur de la finance durable, le parlementaire lucernois a déposé une
motion pour faciliter les investissements durables. Il a notamment demandé au Conseil
fédéral de simplifier l'information et de renforcer la transparence en améliorant la
base de données disponible en terme de finance durable. 
Le Conseil fédéral, qui a précisé qu'un rapport sur la finance durable était en cours
d'élaboration, s'est montré favorable à la motion. Bien que combattue par Thomas
Matter (udc, ZH), la motion a été adoptée à la chambre du peuple par 134 voix contre
52. Seul l'UDC et 1 voix PLR se sont opposées à la motion. 14

MOTION
DATUM: 02.03.2020
GUILLAUME ZUMOFEN

Hans-Peter Portmann (plr, ZH) considère que la finance a un rôle prépondérant à jouer
dans le développement durable. Il a donc déposé une motion pour renforcer la place
financière helvétique comme pôle de référence dans le domaine des placements de
fortune durable. Il demande au Conseil fédéral d'établir des mesures pour inciter les
établissements financiers à se tourner vers la finance durable. Il cite notamment des
allégements dans l'imposition des produits, dans le droits de timbre, dans l'impôt
anticipé ou encore dans les successions. 
Le Conseil fédéral s'est montré favorable à la motion. Il a précisé qu'un groupe de
travail, chapeauté par le Secrétariat d'Etat aux questions financières internationales

MOTION
DATUM: 02.03.2020
GUILLAUME ZUMOFEN
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(SFI), menait déjà de nombreuses discussions sur la finance durable. La motion a été
rejetée  par 100 voix contre 80 et 5 abstentions. Les voix du parti socialiste (34),
rejointes par la majorité des Verts (26), la majorité de l'UDC (39) et 1 voix des
Vert'libéraux ont fait pencher la balance. Les arguments de Jacqueline Badran (ps, ZH),
qui combattait la motion, ont fait mouche. Elle a pointé du doigt l'absence de définition
précise par la FINMA d'un investissement durable, l'utilisation de subventions fiscales
pour la finance et l'écoblanchiment d'argent. 15

Dans le cadre du débat sur la finance durable, Nadine Masshardt (ps, BE) a déposé une
motion qui charge le Conseil fédéral d'élaborer une stratégie climatique pour le
marché financier suisse. Le Conseil fédéral s'est opposé à la motion. Il a précisé que la
révision de la loi sur le CO2 stipulait que les objectifs climatiques, induits par l'Accord
de Paris, devaient être d'abord atteints par des mesures volontaires des acteurs du
marché financier. La motion a été classé car elle n’a pas été traitée dans un délai de
deux ans.

MOTION
DATUM: 25.09.2020
GUILLAUME ZUMOFEN

En s'appuyant sur les déclarations du Network for Greening the Financial System,
auquel participent la FINMA et la BNS, Adèle Thorens Goumaz (verts, VD) a déposé une
motion qui préconise d'expliciter le devoir fiduciaire relatif à la prise en compte des
risques climatiques. Elle explique que les risques climatiques sont en fait des risques
financiers et que la Suisse se doit d'adapter ses bases légales afin de prendre en
compte ces risques dans le devoir fiduciaire. De plus, elle ajoute que le Plan d'action
finance durable de la Commission européenne (CE) prévoit des adaptations dans ce
sens et que la Suisse sera obligée de s'adapter afin de garantir, d'un côté, l'équivalence
juridique et, d'un autre côté, l'accès au marché européen. 
Le Conseil fédéral s'est opposé à la motion. Il a indiqué que la thématique de la finance
durable faisait partie de son agenda et qu'un groupe de travail interne, mené par le
Secrétariat d'Etat aux questions financières internationales, avait été mis en place. En
outre, il a précisé que l'Office fédéral de l'environnement (OFEV) préparait un examen
de la situation juridique pour les gestionnaires de fortune en Suisse. Selon le Conseil
fédéral, cet examen répondra aux préoccupations de l'auteure de la motion.
Au Conseil national, la motion a été adoptée par 96 voix contre 86 et 3 abstentions. Les
arguments de la députée vaudoise ont su convaincre, non seulement, les Verts (29 voix),
le Parti socialiste (37 voix) et les Vert'libéraux (14 voix), mais aussi 14 député.e.s du
groupe du Centre ainsi que 2 député.e.s PLR vaudois. 16

MOTION
DATUM: 31.05.2021
GUILLAUME ZUMOFEN

Le député vert'libéral Roland Fischer (pvl, LU) propose au Conseil fédéral d'imposer aux
investisseurs institutionnels établis en Suisse de faire la lumière sur l'impact de leur
portefeuille sur le changement climatique. Ils devraient ainsi publier chaque année les
résultats d'une étude de compatibilité de leur portefeuille avec les objectifs de
l'Accord de Paris. D'après le député, une telle mesure inciterait les investisseurs
institutionnels à adopter des stratégies d'investissement plus respectueuses du climat.
Le Conseil fédéral a préconisé le rejet de la motion. Il a rappelé qu'il avait défini, dans
ses lignes directrices sur la finance durable, que l'État ne devait jouer qu'un rôle
subsidiaire. En d'autres termes, il préconise l'autorégulation au sein de la finance
helvétique. De plus, il a précisé que des tests gratuits et anonymes de compatibilité
climatique étaient déjà à disposition des acteurs de la finance. Néanmoins, la
publication des résultats devrait demeurer un choix libre, et surtout stratégique, pour
les investisseurs. Finalement, il a mentionné la publication du rapport sur le postulat
19.3966. Ce rapport a pour objectif d'établir la compatibilité des flux financiers avec les
objectifs de l'Accord de Paris. D'après le Conseil fédéral, une adoption de la motion,
avant la publication du rapport, ne serait pas judicieuse. 
Au Conseil national, la motion a été rejetée in extremis par 99 voix contre 88 et 2
abstentions. Les voix du PS (39), des Verts (29) et des Vert'libéraux (14) n'ont été
rejointes que par 6 voix du groupe du Centre. Cela n'a pas suffi pour faire pencher la
balance. 17

MOTION
DATUM: 02.06.2022
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La députée Céline Widmer (ps, ZH)  a plaidé pour une politique financière compatible
avec les impératifs environnementaux, sociaux et relatifs à la gouvernance. Dans sa
motion, elle demande au gouvernement d'établir des critères contraignants et
ambitieux pour garantir la réputation de la place financière helvétique et la positionner
comme référence mondiale dans la finance durable. Pour être précis, elle recommande
notamment au gouvernement d'interdire les mécanismes de compensation entre les
différents critères, mais également d'envisager un filtrage négatif des portefeuilles en
éliminant les investissements et les entreprises qui ne sont pas en adéquation avec les
critères établis. 
Le Conseil fédéral s'est opposé à la motion. D'un côté, il a indiqué qu'il avait également
l'objectif de renforcer la finance durable sur la place financière helvétique. D'un autre
côté, il a pointé les risques d'une mise sous tutelle étatique avec des critères trop
rigides, sujets à interprétation et trop complexes. Il a donc préconisé l'utilisation des
mécanismes de l'économie de marché pour atteindre les objectifs de durabilité.
Finalement, il a mentionné les nombreux travaux en cours comme par exemple le
groupe de travail sur l'information financière relative au changement climatique et le
rapport sur le postulat 19.3966.
La motion a été rejetée par 120 voix contre 72 et 2 abstentions. Lors des débats, les
arguments de la députée socialiste n'ont convaincu que 5 député.e.s du groupe du
Centre, en plus du camp rose-vert. 18

MOTION
DATUM: 12.09.2022
GUILLAUME ZUMOFEN

Kapitalmarkt

Afin de positionner la place financière helvétique comme leader de la finance durable,
Beat Jans (ps, BS ) a déposé une motion qui charge le Conseil fédéral d'établir un plan
d'action pour une place financière durable. 
Le Conseil fédéral s'est opposé à la motion, mais a indiqué qu'il soutenait le postulat
19.3127 qui vise une évaluation de la compétitivité de la place financière en terme de
durabilité. 
La motion a été classée, faute d'un examen dans le délai imparti.

MOTION
DATUM: 19.03.2021
GUILLAUME ZUMOFEN

Dans le débat sur la finance durable, Cédric Wermuth (ps, AG) a déposé une motion qui
charge le Conseil fédéral d'établir les bases légales pour contrôler la compatibilité des
produits et services financiers avec les objectifs de durabilité de l'Accord de Paris. 
Le Conseil fédéral s'est opposé à la motion. Il a indiqué que la révision de la loi sur le
CO2 favorisait des mesures volontaires des acteurs du marché financier plutôt qu'un
mécanisme légal. 
La motion a été classée faute d'un examen dans un délai de deux années.

MOTION
DATUM: 19.03.2021
GUILLAUME ZUMOFEN

Cédric Wermuth (ps, AG) charge le Conseil fédéral d'imposer aux prestataires de
services financiers de se renseigner sur la valeur de la dimension écologique dans les
profils de risques de leurs clients. 
Le Conseil fédéral a proposé au Parlement de rejeter la motion. Il a rappelé que le
critère écologique, en termes d'objectifs de placement, avait été retiré, par le
Parlement, de la loi sur les services financiers (LSFin) en 2018. 
La motion a été classée car son examen n'a pas été achevé dans un délai de deux
années.

MOTION
DATUM: 19.03.2021
GUILLAUME ZUMOFEN

Nationalbank

La parlementaire Jacqueline Badran (ps, ZH) estime que la Banque nationale suisse (
BNS) doit prendre en compte les objectifs de l'Accord de Paris dans sa politique
d'investissement. La motion s'inscrit dans le débat sur la finance durable. Le Conseil
fédéral a recommandé le rejet de la motion. Il a précisé que la politique de la BNS
suivait uniquement un objectif de stabilité économique, et non pas des objectifs
politiques ou stratégiques. La motion a été classée car elle n'a pas été examinée dans
un délai de deux ans.

MOTION
DATUM: 25.09.2020
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Étant donné l'adhésion de la Suisse à l'Accord de Paris, Fabian Molina (ps, ZH) estime
que les liquidités et les placements financiers de la Confédération devraient être
compatibles avec des flux financiers durables. En traitant des liquidités et des
placements financiers de la Confédération, le parlementaire socialiste pointe du doigt
l'absence de stratégie de durabilité de la Banque nationale suisse (BNS). 
Le Conseil fédéral s'est opposé à la motion. Il a précisé que la BNS n'utilisait pas les
liquidités de la Confédération pour financer ses placements. En outre, il a indiqué
qu'une gestion des liquidités et des placements financiers de la Confédération par un
autre établissement financier entraînerait des coûts considérables vu les intérêts
négatifs. 
La motion a été rejetée par le Conseil national par 110 voix contre 64 et 2 abstentions.
Seul le camp rose-vert a voté en faveur de la motion. 19

MOTION
DATUM: 03.05.2021
GUILLAUME ZUMOFEN

Alors que le Conseil fédéral s'est engagé en faveur de la finance durable, notamment à
la suite des Accords de Paris, Baptiste Hurni (ps, NE) considère que les décisions
d'investissements de la Banque nationale suisse (BNS) sont parfois en inadéquation
avec l'objectif d'évolution vers une société helvétique à faible émission de gaz à effet
de serre. En outre, il précise que la «culture de l'opacité de la BNS»  renforce les
risques d'une dérive vers des investissements non durables. Afin de répondre à cette
problématique, il préconise la création d'un comité d'éthique, sur le modèle du fond
souverain Norvégien. Ce comité d'éthique n'influencerait pas la politique monétaire,
mais pourrait exclure certaines actions, et donc certaines entreprises, du catalogue
d'investissements de la BNS. 
Le Conseil fédéral s'est opposé à la motion. Il a brandi l'indépendance de la BNS ainsi
que son objectif prioritaire de mise en œuvre de sa politique monétaire. De plus, il a
indiqué que la BNS panache ses investissements afin de réduire ses risques, et prend
déjà en compte des critères environnementaux, sociaux et de gouvernance afin
d'exclure certaines entreprises. Finalement, le Conseil fédéral a adouci son discours et
proposé d'intégrer la possibilité de créer un comité d'éthique dans son rapport sur le
postulat 20.3012. 
La motion a été rejetée par 116 voix contre 64 et 3 abstentions au Conseil national. Seul
le camp rose-vert a voté en faveur de la motion. 20

MOTION
DATUM: 08.06.2022
GUILLAUME ZUMOFEN

Banken

Afin de concrétiser les engagements de l'Accord de Paris, Fabian Molina (ps, ZH) prêche
l'interdiction de distribuer des dividendes ou de procéder à des rachats d'actions
pour les banques et assurances dont les investissements financiers ne sont pas
compatibles avec les objectifs climatiques. 
Le Conseil fédéral s'est opposé à la motion. D'un côté, il a mis en exergue les difficultés
pratiques pour mettre en application cette mesure. D'un autre côté, il s'est opposé à
un régime spécial pour les banques et assurances alors que l'ensemble des acteurs
économiques doivent être concernés par les objectifs de durabilité. 
En chambre, la motion a été rejetée par 118 voix contre 66 et 1 abstention. Seul le camp
rose-vert a soutenu la motion. Ni le groupe du Centre, ni le parti Vert'libéral ne se sont
montrés favorables aux arguments du député socialiste. 21

MOTION
DATUM: 22.09.2021
GUILLAUME ZUMOFEN

Cinq conseiller.ère.s nationaux ont déposé une motion similaire pour dynamiser les
investissements écologiques grâce à une banque publique helvétique. Concrètement,
Gerhard Andrey (verts, FR), Roland Fischer (pvl, LU), Céline Widmer (ps, ZH), Martin
Landolt (centre, GL) et Matthias Jauslin (plr, AG) estiment qu'alors que les solutions
techniques existent pour répondre au défi du changement climatique, c'est
véritablement le financement qui bat de l'aile. Ces cinq conseiller.ère.s nationaux,
issu.e.s de cinq partis politiques différents, considèrent qu'une banque
d'investissements écologiques permettraient de faire décoller de nombreux projets en
Suisse. Alors que la motion n'a pas encore été traitée au Parlement, elle a déjà obtenu
un écho certain au sein de la presse helvétique. 22

MOTION
DATUM: 12.05.2022
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Landwirtschaft

Forstwirtschaft

Le Conseil des Etats s'est prononcé en faveur d'une meilleure gestion des forêts,
acceptant sans trop d'opposition (29 voix contre 4 et 3 abstentions) une motion
déposée par Daniel Fässler (pdc, AI). Le sénateur appenzellois souhaite que des
incitations financières soient mises en place afin d'aider les propriétaires forestiers à
entretenir les forêts suisses. Il a articulé le chiffre de CHF 25 millions par années sur
quatre ans, dans un premier temps, à répartir dans trois domaines en particulier: les
soins sylvicoles pour renforcer la stabilité des forêts à tous les stades de
développement, les coupes de sécurité et le reboisement adapté au climat. Le Conseil
fédéral s'était, quant à lui, exprimé contre l'adoption de ce texte, estimant que la
motion 19.4177 acceptée par le Parlement quelques mois auparavant ainsi que les divers
programmes lancés avec les cantons permettaient de répondre aux demandes
formulées dans la présente motion. 23

MOTION
DATUM: 17.09.2020
KAREL ZIEHLI

Sans discussion, le Conseil national a apporté son soutien à la motion Fässler (centre,
AI) sur l'entretien durable des forêts suisses. Celle-ci a été, au préalable, légèrement
modifiée par la commission compétente de sorte à permettre la mise à disposition de
crédits supplémentaires dès cette année si besoin. Le texte retourne à la chambre
haute qui devra se prononcer sur cette modification. 24

MOTION
DATUM: 10.03.2021
KAREL ZIEHLI

La chambre haute approuve les modifications apportées par le Conseil national à la
motion de Daniel Fässler (centre, AI), suivant l'avis de sa commission. Celle-ci estime,
en effet, judicieux de donner la possibilité d'octroyer, en cas de besoin, des moyens
supplémentaires aux conventions-programmes dans le domaine des forêts pour l'année
en cours. 25

MOTION
DATUM: 01.06.2021
KAREL ZIEHLI

Öffentliche Finanzen

Indirekte Steuern

Der Nationalrat sprach sich zwar grundsätzlich für eine ökologische Steuerreform aus,
lehnte in der Sommersession jedoch diskussionslos eine entsprechende
Standesinitiative des Kantons Luzern (Ka.Iv. 97.300) ab. Hingegen überwies er eine
Motion seiner Kommission für Wirtschaft und Abgaben (Mo. 97.3547), die in die gleiche
Richtung zielt. Darin wurde der Bundesrat beauftragt, die Bundeseinnahmen auf die
Förderung einer nachhaltigen Entwicklung auszurichten und dem Parlament bis
spätestens 2001 eine Botschaft über die notwendige Anpassung vorzulegen. Mit der
Steuerreform soll der Verbrauch nicht erneuerbarer Ressourcen und/oder die
Belastung der Umwelt besteuert und der Faktor Arbeit entlastet werden. 26

MOTION
DATUM: 25.06.1998
URS BEER

Infrastruktur und Lebensraum

Energie

Energiepolitik

Bien que la consommation énergétique par habitant ait diminué de près de 20 pour
cent depuis les années 2000, il est nécessaire de baisser cette consommation d'encore
deux pour cent par année par habitant afin d'atteindre les objectifs de neutralité
carbone que la Suisse s'est fixé à l'horizon 2035. Dans cette optique, la députée
écologiste Delphine Klopfenstein Broggini (verts, GE) demande au Conseil fédéral de
créer une plateforme relative aux programmes d'économies d'énergie. L'objectif est
de renforcer l'échange de bons procédés entre les cantons et notamment leurs
services industriels. 
Le Conseil fédéral s'est opposé à la motion. De son point de vue, le programme
SuisseEnergie de l'Office fédéral de l'énergie (OFEN) et la plateforme energiefranken.ch
répondent déjà à la requête de la députée genevoise. 
La motion a été rejetée in extremis par 95 voix contre 91 et cinq abstentions. Les
opposant.e.s à la motion ont pu compter sur le soutien de 53 voix de l'UDC, 23 voix du

MOTION
DATUM: 21.09.2022
GUILLAUME ZUMOFEN
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PLR (4 en faveur et 2 abstentions) et 19 voix du groupe du Centre (8 en faveur et 1
abstention). Cette alliance a fermé le chapitre d'une plateforme sur les économies
d'énergie. 27

Alternativenergien

En ligne avec le postulat 20.4709 et la motion 20.4406, la Commission de
l'environnement, de l'aménagement du territoire et de l'énergie du Conseil des États
(CEATE-CE) a déposé une motion qui préconise le développement de la production, de
l'importation, du stockage et de la distribution d'hydrogène neutre en CO2. Pour être
précis, la CEATE-CE estime que l'hydrogène neutre en CO2 contribue à la transition
énergétique, en permettant notamment le stockage d'électricité ou en remplaçant
progressivement les énergies fossiles. Le développement d'une stratégie nationale
pour l'hydrogène neutre en CO2 permettrait à la Suisse de non seulement sécuriser
son approvisionnement énergétique à long-terme, mais aussi de remplir ses objectifs
climatiques. La CEATE-CE considère que des mesures d'encouragement, financières ou
non financières, sont indispensables pour doper le développement de l'hydrogène
neutre en CO2.
Le Conseil fédéral s'est montré favorable à la motion. À la chambre des cantons, la
motion a été adoptée tacitement. 28

MOTION
DATUM: 31.05.2022
GUILLAUME ZUMOFEN

La Commission de l'environnement, de l'aménagement du territoire et de l'énergie du
Conseil national (CEATE-CN) considère qu'il est primordial de développer une stratégie
nationale pour la production d'hydrogène neutre en CO2. D'après la CEATE-CN, la
production d'hydrogène doit contribuer à la sécurité d'approvisionnement énergétique
de la Suisse. Elle recommande donc, par 15 voix contre 10, d'adopter la motion de sa
commission sœur (CEATE-CE). En revanche, elle préconise une modification de la
motion afin de développer une stratégie qui englobe l'hydrogène « au sens large ».
Dans les détails, elle estime qu'il est indispensable de prendre également en compte le
méthane synthétique et le méthanol. 
En chambre, la motion modifiée a été adoptée sans discussion. Elle retourne donc à la
chambre des cantons pour un second vote. 29

MOTION
DATUM: 12.12.2022
GUILLAUME ZUMOFEN

Umweltschutz

Naturschutz

Auf die Bedeutung der Berge für eine nachhaltige Entwicklung wies Ständerat Stöckli
(sp, BE) in einer im Berichtsjahr eingereichten Motion hin. Darin störte er sich an der
marginalen Bedeutung der alpinen Regionen in der Agenda für eine nachhaltige
Entwicklung post-2015. Der Motionär forderte den Bundesrat auf, in Zusammenhang
mit den in der ersten Hälfte des Folgejahres stattfindenden Verhandlungen zur Agenda
auf eine bessere Berücksichtigung der Bergregionen hinzuwirken und so sein bisheriges
Engagement in diesem Bereich fortzuführen. So hatte die Schweiz im Rahmen des
Erdgipfels in Rio de Janeiro 1992 entscheidend dazu beigetragen, dass ein
Gebirgskapitel in die Agenda 21 aufgenommen wurde. Auch im Folgenden hatte sich die
Schweiz in der UNO stets als Motor einer nachhaltigen Bergentwicklung gezeigt, so
führte dies nicht zuletzt zur Einführung dreier entsprechender Paragraphen im
Abschlussdokument zu Rio20+ im Jahr 2012. Der Ständerat folgte dem positiven Antrag
der Regierung und nahm das Geschäft in der Wintersession stillschweigend an. Die
Beratung im Nationalrat stand Ende Jahr noch aus. 30

MOTION
DATUM: 26.11.2014
MARLÈNE GERBER

Auch die vorberatende APK-NR erachtete es als wichtig, dass sich die Schweiz bei den
internationalen Verhandlungen zur Agenda für eine  nachhaltige Entwicklung post-2015
für die Berücksichtigung der Bergregionen einsetze, wie dies eine Motion Stöckli (sp,
BE) forderte. Sie habe mit Zufriedenheit zur Kenntnis genommen, dass sich der Bund
mittlerweile hierfür in der Praxis bereits eingesetzt habe. Deswegen empfahl sie ihrem
Rat, das auch vom Bundesrat gestützte Anliegen des Berner Ständerats anzunehmen.
Dieser Empfehlung folgte der Nationalrat in der Sommersession 2015 und nahm das
Geschäft stillschweigend an. 31

MOTION
DATUM: 10.06.2015
MARLÈNE GERBER
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Die Motion von Hans Stöckli (sp, BE) zur Bedeutung der Berge bei der Ausgestaltung
der Entwicklungsagenda post-2015 wurde 2016 in Zusammenhang mit der Beratung
des Geschäfts «Internationale Zusammenarbeit 2017-2020» sowohl vom Ständerat als
auch vom Nationalrat abgeschrieben. 32

MOTION
DATUM: 15.09.2016
BERNADETTE FLÜCKIGER

Allgemeiner Umweltschutz

Au Conseil des Etats, une motion Iten (plr, ZG), traitant également de la mise en place
d'une réforme fiscale écologique, a été transmise à la Ceate qui devra l’étudier
pendant les travaux préparatoires à l'élaboration d'un contre-projet aux initiatives
populaires «initiative solaire» et «initiative énergie et environnement». La motion, qui
sera donc traitée ultérieurement, réclame le maintien du taux de la fiscalité, une
imposition plus lourde du pollueur, un allégement du facteur de production travail, des
dispositions particulières pour les branches exportatrices utilisant beaucoup d'énergie
et des délais suffisants pour que les entreprises puissent s'adapter. 33

MOTION
DATUM: 29.04.1998
LAURE DUPRAZ

La grande Chambre a rejeté une motion de sa commission de la sécurité sociale et de la
santé publique, demandant à l'exécutif d'élaborer un projet pour prélever un impôt
écologique, dont le produit servirait à financer l'AVS et l'AI, tout en entraînant une
baisse des charges salariales annexes. Dans son rapport écrit, le gouvernement a
déclaré qu'il n'excluait pas, à long terme, d'utiliser les recettes provenant d'un impôt
sur l'énergie pour financer partiellement les assurances sociales. Il a en effet prévu de
remettre au parlement un projet complet relatif à une réforme fiscale, d'ici 2001, au
plus tard. Néanmoins, il a estimé qu'un impôt écologique ne serait guère en mesure
d'assurer le financement du 1er pilier, tout en diminuant les charges salariales annexes.
Par conséquent, jugeant que la motion limitait trop sévèrement les futurs travaux de
réforme fiscale et qu’elle ne tenait pas compte de l'ampleur du besoin de financement
des assurances sociales, l’exécutif a proposé de transformer la motion en postulat. Mais
le plénum s'y est opposé, rejetant aussi bien la motion que le postulat. 34

MOTION
DATUM: 18.06.1998
LAURE DUPRAZ

Ultérieurement, le Conseil des Etats a transmis une motion (97.3475) du Conseil
national chargeant l'exécutif d'inscrire dans la Constitution le principe du
développement durable en Suisse et à l'étranger. Le Conseil national a également
traité une motion (98.3438) d'un contenu partiellement similaire, émanant du groupe
écologiste. La motion demandait, outre l'introduction dans la Constitution du principe
du développement durable, que tous les articles constitutionnels soient revus sous cet
angle précis. Dans sa réponse écrite, le Conseil fédéral a rappelé son accord, ainsi que
celui du parlement, pour ancrer le développement durable dans la Constitution,
comme principe général applicable à l'ensemble de l'activité étatique. Mais l'exécutif a
estimé qu'il n'était pas nécessaire de faire un catalogue général détaillé des mesures à
prendre dans chaque domaine. Il a donc proposé de transformer la motion en postulat.
La motion a été combattue par P. Hess (pdc, ZG), par conséquent la décision sur cet
objet a été renvoyée à une date ultérieure (en 1999). 35

MOTION
DATUM: 18.12.1998
LAURE DUPRAZ

Le Conseil des Etats a traité conjointement trois motions et une initiative cantonale
réclamant une réforme fiscale écologique. L’initiative cantonale lucernoise a été
rejetée par la petite Chambre à l’instar du National l’année précédente, qui avait
transmis à sa place une motion de sa commission de l’économie et des redevances
(CER) d’un contenu identique. En décembre, cette motion a été examinée par la CER du
Conseil des Etats qui estima que le contre-projet à l’initiative «énergie et
environnement», adopté entre-temps par les Chambres, poursuivait déjà l’objectif visé,
à savoir l’élaboration par l’exécutif d’un message proposant un nouvel article
constitutionnel. La motion, devenue sans objet, a donc été rejetée. Une seconde
motion de la Ceate du National, puis une troisième Iten (plr, ZG), relatives au même
objet, connurent un sort identique. 36

MOTION
DATUM: 21.12.1999
LAURE DUPRAZ
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Sozialpolitik

Bevölkerung und Arbeit

Arbeitsmarkt

Im Dezember 2020 reichte Balthasar Glättli (gp, ZH) eine Motion für ein nachhaltiges
Impulsprogramm zur Bewältigung der Corona-Krise ein. Dieses Impulsprogramm sollte
verschiedene Massnahmen und Ziele verfolgen, wie erhöhte Investitionen in den
Klimaschutz, Schaffung neuer Arbeitsplätze in nachhaltigen Bereichen, neue
Erwerbsperspektiven für Menschen in Kurzarbeit oder Arbeitslosigkeit durch
Weiterbildungen und Umschulungen, eine Ausbildungsoffensive gegen den
Fachkräftemangel oder Verbesserungen der Arbeitsbedingungen im
Gesundheitsbereich. Der Bundesrat beantragte in seiner Stellungnahme vom Februar
2021, die Motion abzulehnen, und verwies dabei auf bereits geplante Investitionen und
Bemühungen seinerseits sowie des Parlaments. Im Dezember 2022 wurde die Motion
abgeschrieben, da sie nicht innerhalb der zweijährigen Frist behandelt worden war. 37

MOTION
DATUM: 16.12.2022
GIADA GIANOLA

Bildung, Kultur und Medien

Bildung und Forschung

Forschung

Nationalrätin Martina Munz (sp, SH) beabsichtigte mit einer im Juni 2019 eingereichten
Motion, den ETH-Bereich zu einem international führenden Nachhaltigkeitsnetzwerk
zu entwickeln, dies sowohl in Lehre und Forschung als auch im operativen Bereich.
Munz war der Ansicht, dass die Institutionen der ETH noch mehr leisten müssten, um
sich zu einem «international herausragenden Netzwerk» mit Best-Practice-
Anwendungen zu mausern. Der Campus Hönggerberg in Zürich würde sich
beispielsweise besonders eignen, um in den Bereichen Wohnen, Arbeiten, Konsumation
und Beschaffung vorbildliche, nachhaltige Lösungen zu entwickeln, argumentierte die
Motionärin. 
Der Bundesrat zeigte viel Verständnis für das Anliegen der Sozialdemokratin, beantragte
aber dennoch die Ablehnung der Motion, da der ETH-Bereich bereits heute grosse
Anstrengungen bei der Erforschung und der Umsetzung nachhaltiger Lösungen
erbringe. Gute Beispiele seien etwa das PSI, welches wichtige Impulse für den
nachhaltigen Wandel des Schweizer Energiesystems liefere, oder auch der ETH-
Mensabereich, der konsequent von Einweg- auf Mehrwegverpackungen umgestellt
worden sei.
Der Nationalrat beschäftigte sich in der Sommersession 2021 mit dem Vorstoss. In
diesem Rahmen bekräftigte Martina Munz ihre Haltung, dass der ETH-Bereich noch
nachhaltiger werden müsse; das erklärte Ziel von 50 Prozent weniger
Treibhausgasemissionen bis 2030 gegenüber dem Jahr 2006 sei zu wenig ambitioniert.
Nachdem Bildungsminister Guy Parmelin noch einmal die Haltung des
Gesamtbundesrates dargelegt hatte, kam der Vorstoss zur Abstimmung. Die grosse
Kammer sprach sich mit 105 zu 85 Stimmen (bei vier Enthaltungen) für die Annahme der
Motion aus. Die ablehnenden Stimmen stammten von der geschlossen stimmenden
SVP-Fraktion, von einer grossen Mehrheit der FDP.Liberalen-Fraktion sowie von einigen
Mitgliedern der Mitte-Fraktion. 38

MOTION
DATUM: 01.06.2021
BERNADETTE FLÜCKIGER

Die Forderung von Martina Munz (sp, SH), den ETH-Bereich zu einem international
führenden Nachhaltigkeitsnetzwerk zu entwickeln, stand in der Wintersession 2021
auf der Traktandenliste des Ständerates. Die kleine Kammer entschied sich für die
Ablehnung der entsprechenden Motion, nachdem WBK-SR-Sprecher Jakob Stark (svp,
TG) und Bildungsminister Parmelin dargelegt hatten, dass das Anliegen der Motion
bereits erfüllt sei. So sei die ETH bezüglich der nachhaltigen Entwicklung einerseits
bereits mustergültig unterwegs und andererseits habe der Bundesrat im Rahmen seiner
Kompetenzen den Aspekt der Nachhaltigkeit bereits an verschiedenen Stellen in die
strategischen Ziele für den ETH-Bereich für die Periode 2021-2024 aufgenommen. 39

MOTION
DATUM: 15.12.2021
BERNADETTE FLÜCKIGER

1) AB NR, 2018, S. 529 ; Mo. 17.4026; SGT, 15.12.17; LMD, 19.2.18
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3) AB NR, 2019, S. 1922 f.; Bericht Büro-NR vom 9.11.18 
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